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Rechtssicherheit im Steuerwesen
Für die kantonalen Steuern hat jeder Kan-
ton sein eigenes Steuergesetz sowie die 
dazugehörende Verordnung. Für die Bun-
dessteuer gilt das Bundesgesetz über die 
direkte Bundessteuer. Soweit ist eigent-
lich alles klar. 
Unklar wird es vielfach, wenn ein Steuer-
pflichtiger Einkommen und Vermögen in 
verschiedenen Kantonen oder gar in ver-
schiedenen Ländern hat. Es muss eine in-
terkantonale und/oder internationale Steu-
erausscheidung erstellt werden. Wobei 
jeder Kanton den Teil, welcher in sein Ho-
heitsgebiet fällt, aus seiner Sicht neu beur-
teilt und nach seinen Gesetzesgrundlagen 
festlegt. Da die Steuersysteme der Kanto-
ne zum Teil wesentlich voneinander abwei-
chen, kann dies zu Lücken oder gar zu Dop-
pelbesteuerungen (gesetzlich verboten) 
führen, welche es auszumerzen gilt.
Wer davon betroffen ist tut gut daran, 
bereits bei der Erstellung der Steuerde-
klaration die verschiedenen Systeme zu 
beachten und die notwendigen Informa-
tionen mitzuliefern, damit möglichst kei-
ne Rückfragen seitens der Steuerämter 
notwendig werden.
Oft hilft jedoch auch das nicht, korrekte 
Veranlagungen zu erhalten und es muss 
innerhalb der gesetzlich fixen First von  
30 Tagen seit dem Eintreffen der rechts-
gültigen Veranlagung oder des Veranla-
gungsvorschlages Einsprache im betref-
fenden Kanton erhoben werden. Die 
Kosten eines Einspracheverfahrens muss 
der Steuerpflichtige selber tragen. 
Sieht die jeweilige kommunale oder kan-
tonale Steuerverwaltung den Fall nicht 
gleich wie Sie, muss bei abgelehnter Ein-
sprache Rekurs erhoben werden. Wird 
Ihnen im Rekursverfahren Recht gege-

ben, werden die Vertretungskosten sowie 
die Verfahrenskosten zurück erstattet. Bei 
einem abgelehnten Bescheid, tragen Sie 
die Kosten wiederum selber.
Je nach Kanton kann der Fall nun noch  
bis vor Bundesgericht weiter gezogen 
werden. Dann heisst es in der Regel mo-
nate- bis jahrelang zu warten und sich in 
Geduld zu üben. Auch hier gilt: wer Recht 
erhält, muss keine Kosten übernehmen; 
wer verliert, zahlt selber.
Leider müssen unsere Gerichte viel zu oft 
angegangen werden, da unsere Gesetze 
oft unklar und/oder zweideutig sind. In 
den Gesetzen steht zwar sehr viel, doch 
vieles eben auch nicht. Entscheide der 
Verwaltungsgerichte oder des Bundesge-
richtes erhalten ergänzend zu den Geset-
zen Gültigkeit und das macht die ganze 
Sache noch komplexer. Zudem müssen 
Sie damit leben, nach dem Beschreiten 
des Rechtsweges jahrelang in steuerli-
cher Unsicherheit zu verharren, da es bis 
zu einem rechtsgültigen Entscheid keine 
weiteren definitiven Veranlagungen in 
den Folgejahren gibt. Es kann auch vor-
kommen, dass ein oder mehrere Kantone 
definitiv veranlagen und nur in einem Kan-
ton der Rechtsweg beschritten wird. Bei 
einem positiven Ausgang des Verfahrens 
müssen dann die anderen Kantone ihre 
definitiven Veranlagungen unter Umstän-
den wieder anpassen.
Sicher ist somit nur eines: es wird zuneh-
mend komplizierter, für den einzelnen 
Steuerpflichtigen meist nicht mehr über-
schaubar und somit praktisch unmöglich, 
die ganze Sache selber zu bewältigen.
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Transformationsprogramm DaziT:  
Neues vom Zoll

Die Eidg. Zollverwaltung ist mit dem ge-
samtheitlichen Transformationsprogramm 
DaziT am 1. Januar 2018 ins digitale Zeital-
ter gestartet. Die Programmbezeichnung 
«DaziT» steht für «Dazi», das rätoromani-
sche Wort für Zoll und für «Transformati-
on», während die «IT» das zentrale, er-
möglichende Element darstellt. Bis 2026 
sollen sämtliche Zollprozesse digitalisiert 
werden, um den Grenzübertritt weiter zu 
vereinfachen und zu beschleunigen. Ziel 
ist die zeit- und ortsunabhängige Erledi-
gung der Grenzformalitäten. 

Ab 01.03.2018 wird die Veranla-
gungsverfügung MWST der Eidg. 
Zollverwaltung (EZV) nicht mehr per 
Post/Mail zugestellt, sondern die 
Bringschuld wird zu einer Holschuld. Für 
den Bezug der elektronischen Veran
lagungsverfügungen (eVV/eBordereau) 
stehen nun verschiedene Möglichkeiten 
zur Verfügung. Bezogen werden können 
die eVV grundsätzlich von jenen Unter-
nehmen, die über ein ZAZ-Konto (zentra-
les Abrechnungsverfahren der Zollver-
waltung) verfügen oder sie wird über die 
in der Einfuhrzollanmeldung angegebe-
nen Unternehmens-Identifikationsnum-
mer (UID) gesteuert. Es empfiehlt sich, 
jene Bezugsart zu wählen, welche den 
Bedürfnissen der importierenden Unter-
nehmung am ehesten gerecht wird.

Es gibt drei verschiedene Möglichkeiten:

Receipt-/Bordereau Services,
WEB/Mail-Server (UID nötig)

Geeignet für Firmen mit einer grossen 
Anzahl an Verfügungen und eigenem 
Software-System.

Web GUI (UID nötig)
(GUI steht für Graphical User Interface)

Geeignet für Firmen mit geringer Anzahl 
Verfügungen. Sie können über das  
Web-GUI der Zollverwaltung die elektro-
nischen Dokumente (eVV / eBordereau) 
beziehen.

Zugangscode GUI

Geeignet für Einzelabfragen. Jede Zollan-
meldung erhält einen Zugangscode. Der 
Spediteur teilt dem Importeur die Num-
mer der Zollanmeldung (gleiche Nummer 
wie Veranlagungsverfügung) mit und den 
dazu gehörenden Zugangscode. Der Im-
porteur kann die eVV über die Internetsei-
te der Zollverwaltung abholen, ohne re-
gistriert zu sein.

Wozu werden Veranlagungsverfügun-
gen MWST (eVV Import) benötigt?

Diese Dokumente müssen zwingend zur 
Vornahme eines MWST-Vorsteuerabzu-
ges vorliegen.  Sie werden im XML-For-
mat versehen mit einer elektronischen 
Signatur zugestellt und sind zwingend 
auch elektronisch zu archivieren. 
Werden Belege ausgedruckt, geht auto-
matisch deren Beweiskraft verloren, 
ebenso wenn Veränderungen vorge-
nommen werden. Das XML-Format mit 
elektronischer Signatur ist massgebend.

Bei MWST-Kontrollen muss die soge-
nannte Prüfspur gewährleistet werden. 
Also der Weg vom Beleg zur Buchhal-
tung und zur MWST-Abrechnung und 
ebenso umgekehrt. Richten Sie sich  
ein dokumentiertes System ein, damit 
ein MWST-Revisor, welchem Sie Zugang 
auf Ihr IT-System gewähren müssen, ins-
künftig diese Prüfspur während 10 Jah-
ren finden kann.

Es wird also notwendig sein, Ordnerna-
men genau zu bezeichnen, um den Weg 
zum Buchungsbeleg zu finden.



Radio- und Fernseh-Abgabe ab 2019

Am 14. Juni 2015 stimmte das Volk dem 
revidierten Radio- und Fernsehgesetz 
(RTVG) zu. Dass damit die RTV-Abga-
be einer Mediensteuer gleichkommt, 
war damals allgemein bekannt. Wer al-
les abgabepflichtig werden soll, aller-
dings nicht.

Abgabepflichtig ist ein Unternehmen, 
wenn es einen Umsatz von mindestens 
CHF 500'000 erreicht. Als Unternehmen 
gilt, wer bei der Eidgenössischen Steuer- 
verwaltung (ESTV) im Register der 
mehrwertsteuerpflichtigen Personen 
eingetragen ist. Damit werden 

-  Unternehmen mit Sitz in der Schweiz,

-  Schweizer Betriebsstätten von aus-
ländischen Unternehmen sowie 

-  ausländische Unternehmen ohne feste 
Geschäftseinrichtung in der Schweiz, 
die aber wegen Aufträgen in der 
Schweiz im MWST-Register eingetra-
gen sind,

abgabepflichtig. Die Abgabeerhebung 
findet voraussichtlich ab 2019, basie-
rend auf den ab 2018 erhobenen Umsät-
zen, statt. Auf Basis des massgebenden 
Umsatzes sollen folgende Abgaben er-
hoben werden:

Umsatz  
(CHF)

Tarif/Jahr 
(CHF)

Bis 499'999 0
500'000 – 999'999 365
1'000'000 – 4'999'999 910
5'000'000 – 19'999'999 2'280
20'000'000 – 99'999'999 5'750
100'000'000 – 999'999'999 14'240
Ab 1'000'000'000 35'590

Als massgebender Umsatz gilt der von 
einem Unternehmen erzielte, gemäss 
Mehrwertsteuergesetz (MWSTG) zu de-
klarierende Gesamtumsatz ohne Mehr-
wertsteuer, unabhängig von seiner 
mehrwertsteuerlichen Qualifikation. 

Nach Auffassung der ESTV handelt es 
sich beim massgebenden Umsatz um 

den weltweiten Umsatz eines Unterneh-
mens, wie er in Ziff. 200 der MWST-Ab-
rechnung deklariert wird, abzüglich der 
Entgeltsminderungen. 

Für ein in der Schweiz domiziliertes Un-
ternehmen sind 

-  alle steuerbaren und von der MWST 
ausgenommenen Inlandumsätze nach 
Art. 18 bzw. Art. 21 MWSTG, 

-  die steuerbefreiten Umsätze nach Art. 
23 MWSTG (z.B. Exportumsätze) so-
wie 

-  die Lieferungen und Dienstleistungen 
im Ausland 

gemeint. Die letzte Umsatzgruppe ist 
zwar auf dem Abrechnungsformular der 
ESTV zu finden. Nach der hier vertrete-
nen Auffassung stellt sie aber keinen 
nach dem MWSTG zu deklarierenden 
Umsatz dar, weil diese Umsätze bzw. 
Leistungen im Ausland erbracht werden 
und nicht in den schweizerischen Ho-
heitsbereich fallen. Somit sind sie auch 
für die RTV-Abgabe nicht massgebend.

Für Betriebsstätten ausländischer Unter-
nehmen im Inland gelten dieselben Be-
stimmungen wie für Unternehmen mit 
Sitz im Inland. Sie gelten als eigenständi-
ge Steuersubjekte und werden bei ent-
sprechenden Umsätzen abgabepflichtig. 
Verfügt ein ausländisches Unternehmen 
über mehrere inländische Betriebsstät-
ten, gelten diese zusammen als ein ein-
ziges selbständiges Steuersubjekt.

Rechtsstaatlich völlig unverständlich ist 
es, wenn die ESTV die im MWST-Regis-
ter eingetragenen Unternehmen mit Sitz 
im Ausland ohne Betriebsstätte in der 
Schweiz – bspw. Unternehmen, die in 
der Schweiz werkvertragliche Lieferun-
gen erbringen – der RTV-Abgabe unter-
stellen will. Massgebend soll auch hier 
der weltweite Umsatz sein! 

Das Ziel der Revision des RTVG war 
eine administrative Vereinfachung bei 
der Abgabeerhebung, keine Ausweitung 
des Abgabekreises über die Landes-
grenze hinweg.
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Wer vorgibt, fürsorglich zu sein, der be-
hauptet, «für» jemanden zu sorgen. 
Manchmal steht aber nicht die Sorge 
«für» jemanden im Vordergrund, son-
dern die Sorge für sich selber.

Der Staat sorgt sich um die finanziellen 
Verhältnisse seiner Rentner. Deswegen 
will er ihnen mit einer Gesetzesnovelle 
vorschreiben, dass sie das Obligatorium 
aus der beruflichen Vorsorge nur in Ren-
tenform sollen beziehen dürfen. Damit 
will er vermeiden, dass Rentnerinnen 
und Rentner ihr Vermögen verbrauchen 
und Ergänzungsleistungen (EL) auf 
Staatskosten beziehen.

Aktuell wird bei der Festsetzung der  
Ergänzungsleistungen das sog. Ver-
zichtsvermögen angerechnet. Wer also 
Vermögen (ohne äquivalente Gegenleis-
tung) verschenkt oder Erbvorbezüge 
verteilt, um sich arm zu machen, der 
kann sich nicht auf seine prekären finan-
ziellen Verhältnisse berufen. Wir gehen 
hier nicht auf die Details dieser Berech-
nung des sog. Verzichtsvermögens bei 
der Berechnung der Ergänzungsleistun-
gen ein. Wer aber sein Vermögen tat-
sächlich verbraucht und dafür äquiva-
lente Gegenleistungen erhält, z.B. 
eine teure Wohnung mietet oder kost-
spielige Ferienreisen bucht, um sich 
endlich einmal etwas zu gönnen, dem 
kann aufgrund der aktuellen Rechtslage 
kein freiwilliger Vermögensverzicht an-
gerechnet werden, weil er ja entspre-
chende Gegenleistungen erhalten hat.

Der Bundesrat will auch hier «vorsorgen» 
und plant, eine jährliche Ausgaben-
grenze einzuführen. Damit will er einem 
luxuriösen Lebensstil bei der Prüfung 
der Anspruchsvoraussetzungen für die 
EL Rechnung tragen. Die einen solchen 
Betrag übersteigenden jährlichen Aus-
gaben sollen, soweit sie freiwillig er-
folgten, als Verzichtsvermögen ange-
rechnet werden können. Die Grenze soll 
bei 10 % des Vermögens pro Jahr lie-
gen. Vorbehalten bleiben Ausgaben zur 
Sicherung des Existenzbedarf, zur Wer-
terhaltung von Immobilien, für (zahn-)
ärztliche Behandlung, zur Deckung von 
krankheits- oder behinderungsbeding-
ten Unkosten u.ä. Daher schlägt der 
Bundesrat eine Ergänzung des ELG mit 
einem neuen Art. 11a Abs. 3 vor: «Ein 
Vermögensverzicht liegt auch vor, wenn 
pro Jahr mehr als 10 % des Vermögens 
verbraucht werden, ohne dass ein wich-
tiger Grund dafür vorliegt. Bei Vermögen 
bis 100’000.– Franken liegt die Grenze 
bei 10’000.– Franken pro Jahr. Der Bun-
desrat regelt die Einzelheiten, er be-
stimmt insbesondere die wichtigen 
Gründe.»

Der Staat will sich mit dieser Änderung 
der EL in die private Lebensführung der 
Bürger einmischen und entscheiden, 
was er als angemessenen bzw. luxuriö-
sen Lebensstil betrachtet. Die Frage sei 
erlaubt, ob er damit die Bürger schützt - 
oder ob er nicht von der Sorge um sei-
nen Staatssäckel getrieben ist?

Der fürsorgliche Staat


